
Renaissance des Natıionalısmus

In eıner Artikelreihe VO Jahr 1960, die damals heftig diskutiert wurde, Nanntie

arl Jaspers den Nationalstaatsgedanken „das Unheil Europas” un: „dıe heute
übermächtige Zzerstörende Kraft der Erde“. Die „einzıge Möglıichkeıit der Selbstbe-
hauptung 1in polıtischer Freiheit“ se1l heute Europa, nıcht mehr die unbeschränkte
Souveränıtät der Nationalstaaten.

Diese Formulierungen gaben eıne Überzeugung wıeder, die bıs weıt in die
sechzıger Jahre hıneın zumiıindest in der Bundesrepublik ungebrochen WAarl. In der
Katastrophe des Zweıten Weltkriegs sah INan dıe Folge eiıner Polıitik, dıe die Natıon
ZU obersten Wert erklärt un ıhren vermeıntlichen Interessen alles untergeordnet
hatte. Die Eınıgung Europas sollte NUu die Gegensätze 7zwischen den Staaten
definıtıv überbrücken und jedem ungezügelten Machtstreben eın Ende sétzen. Die
Einbindung ın eıne europäische Gemeinschaft schıen die sıcherste Gewähr dafür
bıeten, da{fß eın Staat mehr durch Alleingänge das friedliche Zusammenleben aller
ın Geftahr brachte. Das Ergebnis dieser Polıitik die Vertrage ber die
Europäische Gemeinschaft für Kohle un Stahl (1951); dıe Europäische Wırt-
schaftsgemeıinschaft und die Europäische Atomgemeinschaft (1957)

Dıiese europäischen Institutionen brachten eın grundlegend Element iın dıe
ınternationale Politik. Erstmals wurde 1er durch zwischenstaatliche Vertrage dıe
Souveränıtät der Einzelstaaten ZUgunsten einer überstaatlichen Gemeinschaft
eingeschränkt. Das Prinzıp des reinen Natıonalstaats mıiıt unbegrenzter Souveränı1ı-
tat hatte sıch seıt der Französischen Revolution Schritt für Schritt durchgesetzt.
Nach dem Ersten Weltkrieg wurde 65 als allgemeın gültıger Legıtimitätsgrundsatz
der schaftfenden ınternatıonalen Ordnung proklamiert ungeachtet der fast
unlösbaren Probleme, die überall Ort auftauchten,; die Volks- un Sprachgren-
zen muıt den Staatsgrenzen nıcht übereinstimmten, WwI1Ie VOTr allem 1n Usteuropa. Der
Völkerbund beruhte autf der uneingeschränkten Anerkennung des souveranen
Nationalstaats, ın derselben Weıse w1e heute dıie Vereıinten Natıonen. Der
weltweiıte 1egeszug des Natıionalstaatsprinz1ıps wurde außerhalb W esteuropas
auch durch den Z/weıten Weltkrieg nıcht aufgehalten, W1e€e CS sıch bıs heute
Beispıel der Länder der rıtten Welt beobachten Alßt Die Europäische Gemeın-
schaft blieb dıe orofße Ausnahme.

och zeıgte sıch 1m Lauf der Jahre auch ın Europa, Ww1e schwer CS den einzelnen
Staaten tallt, aut Teıle ihrer Souveränıtäat verziıchten und diese überstaatlichen
Urganen übertragen. FEın ErTrSsSteEeTr Rückschlag W ar dıe Ablehnung der Europäıi-
schen Verteidigungsgemeinschatt durch Frankreich 1m Jahr 1954 Bıs heute hat die
wırtschaftliche Integration den ursprünglıchen Erwartung(en keine polıti-
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sche Eınıgung ach sıch BCZOHCN. Von eiınem europäischen Bundesstaat, W1€e
vielen Vertechtern des Europagedankens vorschwebte, 1st schon lange keine ede
mehr. In der spielen Konflikte zwıschen den Staaten der Gemeinschaft eıne
immer gewichtigere Rolle Diese Konflikte werden nıcht mıiıt den Vertahren
beigelegt, die 1ın den Strukturen der Gemeinschaft vorgesehen sınd. Man greift
vielmehr auf dıe klassıschen Miıttel der Dıplomatıe zurück. Unter den Instıtutionen
der hat inzwıschen der Mınısterrat eindeutig das Übergewicht eıne C”
sprochene Renationalisierung der Entscheidungsprozesse.

uch den Deutschen geht dieses Erstarken des Nationalen nıcht spurlos
vorüber. In der Bundesrepublik hatte dıe Begeisterung ür FEuropa die höchsten
Wellen geschlagen. Die Abkehr VO Nationalismus W ar 1er radıkal W1€e
nırgendwo, gahnz anders als In der DDR, dıe schon bald auf das deutsche
Nationalbewußtsein N FÄHe un: 6S offenbar SAaMmt seiner Geschichte Bahnz für sıch
vereinnahmen möchte. Im Zug der Friedens- und Abrüstungsdiskussion scheint
sıch FL in der Bundesrepublik eıne Umorientierung anzubahnen. Eın wachsendes
Mißtrauen gegenüber dem westlichen Bündnissystem un: dem westlichen Sıcher-
heitskonzept, die Forderung ach eınem Rückzug aus internationalen Verpflich-
tungen, dıie Meınung, die Deutschen könnten, Ja mußten eıne eigenständıge, VO  a}

(Ost un West unabhängıge Politik treiben un ıhre natıonale rage selbst lösen,
das alles sınd Zeichen eıner nationalen Welle, dıe diesmal VO der liınken Seıte
des politischen Spektrums kommt, 1m autfallenden Unterschied den nationalen
Bewegungen etwa 1n der Weımarer Republik.

Jede Natıon hat eın Recht Aauf Exıstenz, auf Freiheıt, auf Unabhängigkeıit, aut
eıne eıgene Kultur un auf eıne echte Entwicklung“, W1e 65 Johannes Paul I8 1m
Blıck aut Polen einmal tormulierte. Man verstünde freıiliıch den Papst talsch, Wenn

InNnan ARIN eıner solchen Aussage das Recht auf eıne Machtpolitik herausläse, dıe 1Ur

die vorgeblichen nationalen Interessen kennt un: sıch hne Rücksicht auf dıe
Rechte anderer behaupten sucht. Gerade dıe Jüngere deutsche Geschichte hat
gezelgt, welche verheerenden Wirkungen jeder Versuch eıner unabhängıgen
deutschen Nationalpolitik hat, VOT allem WEeNnN damıt jene selbstgerechte UÜberheb-
ıchkeıt verbunden 1St; dıe 1n der Vergangenheıt sovıel Unheıil anrıchtete un: die
heute wıeder aufzutauchen scheınt.

Dıie Worte des Papstes machen vielmehr deutlich, die unersetzbare Rolle
eıner Natıon un ıhr Beıtrag für dıe Gemeinschaft der Völker hegt: nıcht in der
Betonung der natıonalen Souveränıtät un: 1n der politischen Selbstbehauptung,
sondern in dem Reichtum ıhrer Tradıtion un: ıhrer Lebensftorm, also iın den
kulturellen Werten. Jle sollten sıch auf diese Werte besinnen un jeder Versu-
chung eınes nationalen Ego1smus wıderstehen. Es 1sSt nıcht sehen, auf welchem
anderen Weg die Menschheıt 1n Frieden un Freıiheıt leben könnte.
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